
FAQ zum Hinweisgeberschutzgesetz 
Was regelt das Hinweisgeberschutzgesetz (HinSchG)? 

Das Hinweisgeberschutzgesetz ist die nationale Umsetzung der Whistleblower-Richtlinie 
der Europäischen Union (Richtlinie (EU) 2019/1937), die bereits bis 17. Dezember 2021 
hätte in nationales Recht umgesetzt werden müssen. Durch die Richtlinie soll erstmals ein 
gemeinsamer Mindeststandard innerhalb der EU für den Schutz von Hinweisgebern (sog. 
„Whistleblower“) geschaffen werden. Das Hinweisgeberschutzgesetz setzt die Richtlinie 
konsequent um und geht an einigen Punkten sogar über die Vorgaben der Richtlinien hinaus. 

Das Gesetz sieht zum einen vor, dass Hinweisgeber eine klar reglementierte Möglichkeit 
zur Meldung von Missständen erhalten sollen. Dies soll durch die Einrichtung von inter-
nen und externen Meldestellen umgesetzt werden. Zum anderen sollen Hinweisgeber vor 
Benachteiligungen geschützt werden. Hierzu hat der Gesetzgeber ein ausdrückliches Ver-
bot von Repressalien und eine Beweislastumkehr im Gesetz verankert. 

Wann tritt das Gesetz in Kraft? 

Das Gesetz wurde am 2. Juni 2023 verkündet und tritt weitestgehend am 2. Juli 2023 in 
Kraft. Für Unternehmen des privaten Rechts mit 50 bis 249 Beschäftigten sieht das Gesetz 
aber eine verlängerte Einrichtungsfrist bis zum 17. Dezember 2023 vor.  

Wer ist verpflichtet, eine interne Meldestelle einzurichten? 

Maßgebliches Kriterium für das Bestehen einer Einrichtungspflicht ist die Arbeitnehmer-
anzahl oder der Tätigkeitsbereich eines Unternehmens. Natürliche und juristische Personen 
des privaten Rechts, die 50 oder mehr Beschäftigte haben, sind zur Einrichtung einer inter-
nen Meldestelle verpflichtet. Gleiches gilt für Gemeinden mit mehr als 10.000 Einwohnern. 
Unabhängig von diesen Schwellenwerten ist ein Unternehmen zur Einrichtung verpflichtet, 
wenn es in einem besonders störanfälligen Bereich des Finanzwesens und der Kapital-
märkte tätig ist.

Für Unternehmen des privaten Rechts mit 50 bis 249 Beschäftigten sieht der Gesetzesent-
wurf allerdings eine verlängerte Einrichtungsfrist bis zum 17. Dezember 2023 vor. Zudem 
haben Unternehmen in dieser Größenordnung die Möglichkeit, eine gemeinsame Melde-
stelle einzurichten. 


